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Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 


19. 


(Nr. 299.) Geſetz, betreffend die Kautionen der Bundesbeamten. Vom 2. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


8. A. 

Bundesbeamter im Sinne dieſes Geſetzes iſt jeder Beamte, welcher entweder 
vom Bundespräſidium angeſtellt, oder nach Vorſchrift der Bundesverfaſſung den 
Anordnungen des Bundespräſidiums Folge zu leiſten verpflichtet ift. 

Auf Perſonen des Soldatenſtandes findet dies Geſetz keine Anwendung. 


b. 2. 


5 Beamte, welchen die Verwaltung einer dem Bunde gehörigen Kaſſe oder 
eines dem Bunde gehörigen Magazins, oder die Annahme, die Aufbewahrung 
oder der Transport von, dem Bunde gehörigen oder ihm anvertrauten Geldern 
oder en Gegenſtänden obliegt, haben dem Bunde für ihr Dienſtver⸗ 
haltniß Kaution zu leiſten. 


. 3. 


Die Sch: der zur Kautionsleiſtung zu verpflichtenden Beamten und die 
nach Maaßgabe der verſchiedenen den e e zu regelnde Höhe der von ihnen 
zu leiſtenden Amtskautionen werden durch eine vom Bundespräſidium im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesrathe zu erlaſſende Verordnung beſtimmt. 


8. 4. 


Die Amtskaution iſt durch den kautionspflichtigen Beamten zu beſtellen. 
Die Beſtellung derſelben durch eine andere Perſon iſt zuläſſig, ſofern dem Bunde 
Bundes- Geſetzbl. 1869. 28 an 


Ausgegeben zu Berlin den 14. Juni 1869. 
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an der Kaution dieſelben Rechte geſichert werden, welche ihm an einer durch den 
Beamten ſelbſt geſtellten Kaution zugeſtanden haben würden. 


La 


Die Amtskautionen find durch Verpfändung von auf den Inhaber lau⸗ 
tenden Obligationen über Schulden des Bundes oder eines einzelnen Bundes⸗ 
ſtaates nach deren Nennwerthe zu leiſten. 

Die Verpfändung erfolgt durch Uebergabe zum Fauſtpfande. 


$. 6. 


Die Kautionen find bei denjenigen Kaſſen, welche zur Aufbewahrung der- 
ſelben von der oberſten Präſidial⸗Behörde beſtimmt werden, niederzulegen. Die 
Niederlegung der Werthpapiere erfolgt einſchließlich des dazu gehörigen Talons, 
beziehungsweiſe desjenigen Zinsſcheins, an deſſen Inhaber die neue Zinsſchein⸗ 
Serie ausgereicht wird. f 

Die fauſtpfandlichen Rechte an den niedergelegten Werthpapieren ſind mit 
voller rechtlicher Wirkung erworben, ſobald der Empfangsſchein über die Nieder⸗ 
legung ertheilt iſt. d 

Die Zinsſcheine für einen vier Jahre nicht überſteigenden Zeitraum werden 
dem Kautionsbeſteller belaſſen, beziehungsweiſe nach Ablauf dieſes Zeitraums oder 
nach Ausreichung neuer Zinsſcheine verabfolgt. Die Einziehung der neuen Zins⸗ 
ſcheine erfolgt durch die Kaſſe. Letztere hat nicht die Verpflichtung, die Aus⸗ 
looſung der niedergelegten Werthpapiere zu überwachen. 


$. 7. 


Die Beſtellung der Amtskaution ift vor der Einführung des Beamten in 
das kautionspflichtige Amt zu bewirken. 

In welchen Fällen die vorgeſetzte Dienſtbehörde ermächtigt iſt, dem 
Beamten die nachträgliche, durch Anſammlung von Gehaltsabzügen zu bewirkende 
Beſchaffung der Kaution ausnahmsweiſe zu geſtatten, und in welcher Art dann 
die Anſammlung zu erfolgen hat, wird durch die im $. 3. erwähnte Präſidial⸗ 
Verordnung beſtimmt. 


F. 8. 


Verwaltet ein Beamter gleichzeitig mehrere kautionspflichtige Bundesämter, 
ſo genügt die Sa einer Kaution zu dem für eines dieſer Aemter vorge: 
ſchriebenen Betrage. Sind die für die einzelnen Aemter vorgeſchriebenen Kau⸗ 
tionsſätze verſchieden, ſo iſt die Kaution nach dem höchſten Satze zu leiſten. 


F. 9. 


. Verwaltet ein kautionspflichtiger Bundesbeamter gleichzeitig ein kautions⸗ 
pflichtiges Amt im Dienſte eines Bundesſtaates, ſo kann die für letzteres Amt 
beſtellte Kaution, ſoweit ſie den Beſtimmungen dieſes Geſetzes entſpricht, mit 
Zuſtimmung der zuſtändigen Behörde des Bundesſtaates und nach e 

er⸗ 
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Vereinbarung darüber, wie viel von dem Geſammtbetrage der Kaution auf jedes 
der beiden Aemter zu rechnen iſt, zugleich für das kautionspflichtige Bundes⸗ 
Dienſtverhältniß angenommen werden. 


F. 10. 


Die Amtskaution haftet dem Bunde für alle von dem kautionspflichtigen 
Beamten aus ſeiner Amtsführung zu vertretenden Schäden und Mängel an 
Kapital und Zinſen, ſowie an gerichtlichen und außergerichtlichen Koſten der 
Ermittelung des Schadens. ; 

1. 


Steht eine der nach $. 10. aus der Kaution zu deckenden Forderungen 
zur Exekution, ſo iſt die dem kautionspflichtigen Beamten vorgeſetzte Dienſt⸗ 
behörde ohne Weiteres berechtigt, die verpfändeten Werthpapiere bis auf Höhe 
der Forderung an einer innerhalb des Bundesgebietes belegenen, von ihr zu be⸗ 
ſtimmenden Börſe außergerichtlich verkaufen zu laſſen. Der Kautionsbeſteller iſt 
in ſolchem Falle zur Ausantwortung der ihm belaſſenen noch nicht fälligen Zins⸗ 
ſcheine (F. 6.) verpflichtet. Iſt dieſe Ausantwortung von ihm nicht be erlangen, 
jo kann er zur Erlegung des Geldwerths der von ihm zurückbehaltenen Zins- 
ſcheine in dem für die Beitreibung öffentlicher Abgaben vorgeſchriebenen Ver⸗ 
fahren zwangsweiſe angehalten werden. 

er Bund iſt nicht verpflichtet, im Falle des Konkurſes die verpfändeten 
Werthpapiere in die Konkursmaſſe einzuliefern. 


F. 12. 


Dem Bunde ſtehen dem kautionspflichtigen Bundesbeamten Bua alle 
Rechte zu, welche an dem Orte, wo der Beamte innerhalb des Bundesgebiets 
ſeinen dienſtlichen Wohnſitz hat oder zuletzt gehabt hat, kraft der dort geltenden 
Landesgeſetzgebung der Landesregierung den kautionspflichtigen Beamten gegen⸗ 
über beigelegt Gi 

„Liegt der betreffende Ort im Bundesauslande, fo find für die vorſtehend 
erwähnten Rechte diejenigen Beſtimmungen maaßgebend, welche in Anwendung 
Gees wären, wenn der Beamte feinen dienſtlichen Wohnſitz in Berlin ge⸗ 
abt hätte. 

$. 13. 


Nach Beendigung des kautionspflichtigen Dienſtverhältniſſes wird, ſobald 
amtlich feſtgeſtellt ift, daß aus demſelben Vertretungen nicht mehr zu leiften find, 
die Kaution gegen Aushändigung des quittirten Empfangsſcheins oder, im Falle 
des Verluſtes m „des gerichtlichen Amortiſations⸗Dokuments zurückgegeben. 

Von der eibringung des gerichtlichen Amortiſations⸗Dokuments kann nach 
dem Ermeſſen der dem kautionspflichtigen Beamten vorgeſetzten Dienſtbehörde 
abgeſehen werden. 3 14 


Diejenigen Kautionen, welche vor dem Erlaſſe der im H. 3. eg 
28 · Ka 
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Verordnung von den durch letztere für kautionspflichtig erklärten Beamten mt, 
weder dem Bunde oder für ein auf den Bund übergegangenes Dienſtverhältniß 
der Regierung eines Bundesſtaates geſtellt ſind, haften vom Zeitpunkte des Er⸗ 
laſſes jener Verordnung ab dem Bunde in dem durch die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes bezeichneten Umfange. 


$. 15. 


Die dem Bunde vor dem Erlaſſe der im §. 3. erwähnten Verordnung 
geſtellten Amtskautionen ſolcher Beamten, welche nach Inhalt jener Verordnung 
zur Kautionsleiſtung entweder überhaupt nicht, oder nur bis zu einer geringeren 
Höhe verpflichtet ſind, werden zurückgegeben, beziehungsweiſe auf den in der Ver⸗ 
ordnung beſtimmten Betrag ermäßigt. 


$. 16. 


Bundesbeamte, welche zur Zeit des Erlaſſes der im $. 3. erwähnten Ver⸗ 
ordnung in einem Dienſtverhältniſſe ſtehen, für welches es der Kautionsleiſtung 
nach den bis dahin geltenden Vorſchriften entweder überhaupt nicht, oder nur in 
einer geringeren Höhe, oder in einer anderen als der in dieſem Geſetze vor⸗ 
geſchriebenen Art bedurfte, können, ſo lange ſie in derſelben dienſtlichen Stellung 
ohne Gehaltserhöhung verbleiben, wider ihren Willen nicht dazu angehalten wer- 
den, nach Maaßgabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes und der Verordnung 
($. 3.) eine Kaution zu ſtellen oder die geſtellte Kaution zu erhöhen, beziehungs⸗ 
weiſe durch eine den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechende Kaution zu erſetzen. 
Inwieweit ein ſolcher Beamter bei eintretender Gehaltserhöhung verpflichtet iſt, 
den Mehrbetrag des Gehalts ganz oder zum Theil zur Anſammlung der Kaution 
zu verwenden, wird durch die im $. 3. erwähnte Präſidial⸗Verordnung beſtimmt. 


$. 17. 


Die vor dem Erlaſſe der im F. 3. erwähnten Verordnung geftellten Amts⸗ 
kautionen, welche den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht entſprechen, werden, ſobald 
ſie durch anderweite Kautionen erſetzt ſind, zurückgegeben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes - nfiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 2. Juni 1869. 


(. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen. 


(Nr, 300,) 
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(Nr. 300.) Geſetz, betreffend eine anderweitige Feſtſtellung der Matrikularbeiträge zur! 
Deckung der Geſammtausgaben für das Jahr 1868. Vom 9. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, unter Zuſtimmung des Bun⸗ 
desrathes und des Reichstages, was folgt: 


. KO 

Die Matrikularbeiträge für die Ausgaben des Norddeutſchen Bundes im 
Jahre 1868. werden auf Grund des Artikels 70. der Verfaſſungs⸗Urkunde an 
Stelle der im Kapitel 5. der Einnahmen des durch Geſetz vom 30. Oktober 1867. 
feſtgeſtellten Haushalts- Etats des Norddeutſchen Bundes für das Jahr 1868. 
Oeser wa . S. 161. Ai nach Anleitung der als Anlage dem gegenwärtigen 
eſetze beigefügten Tabelle auf Höhe von 22,483,431 Thalern feſtgeſtellt und 

auf die Staaten des Norddeutſchen Bundes, wie folgt, vertheilt: 


ue n 19,061,127 Thaler, 
abu Leien ue Ze 38,134 
„ 1,866,417  - 
e 197%0 2 
5) Medlenburg- Schwerin ........ 441519 -» 
6) Sachfen-Weimar ............- 54,236 
7) Mecklenburg ⸗Streli z 75,435 
lien ue seen e 74,113 f 
9) Braunſchwei dg 221/759 
10) Sachſen⸗Meiningen 0... : 34,558 
11) Sachſen⸗Alten burg ·——-— 26,849 
12) Sachſen⸗Koburg⸗Gotha . = 
LEE ber erregen 35,549 
14) Schwarzburg⸗Rudolſtadt 14,330 
15) Schwarzburg⸗Sondershauſen ... 12,900 
16) Waldeck 11264 
dk Neuß: altere Lüe nous 8,307 
18) Reuß jüngere Linie U- 16,444 
19) Schaumburg Lippe 6,000 + 
PP 22,95 
Fo EE 8,563 
u 2 » 67,897 
GER ee eat 188,233 - 
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3 


Die Rechnungslegung über die Verwendung des im F. 1. bezeichneten Be⸗ 
trages in Gemäßheit des Artikels 72. der Verfaſſungs-Urkunde wird vorbehalten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 9. Juni 1869. 


(L. S.) Wilbelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


An⸗ 


10. 


LT 


Bundesſtaat. 


eee 


Lauenburg 
Sachſen 
Heſſen 

Mecklenburg ⸗Strelitz 


Braunſchweig 


Sadjfen- Altenburg 


Sadjen-Koburg- Gotha . 
F 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt . 
Schwarzburg⸗Sondershauſen 
Ge 55,307 
X, 40,593 
= 80,608 
85 29/391 
98 108,465 
As 41,861 
= 84,736 
e 234,916 


Waldeck 


‚GH— 


Keese eise 
Des ses 


R 


Mecklenburg⸗Schwerin 
Sachſen⸗Weimar 


Oldenburr gg... 


Sachſen⸗Meiningen 


DNR EE 
DRESCH 
— 2 


‚GH—LHñã * 


ů — —O e 


.. 
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Berechnung 


der anderweitig feſtgeſtellten Matrikular-Beiträge zur Deckung der Geſammt⸗ 
Ausgaben fuͤr das Jahr 1868. 


Zahl 
der Bevöl⸗ 
kerung für 

Berechnung 
der 
Matrikular⸗ 
Beiträge. 


70,231 
63,408 


mee 


| 29,339,624 25 500,202 


Anlage. 


Matri- 
kular⸗ 
Beitrag 
zu den 
Ausgaben. 


Thlr. 


23,788,339 [19,061,127 
ai 47,591 
fi E 
21,783 
..| 551/017 
4 266,342 
er 94,143 
. . 296,759 
ic] 22.306.756 
..| 169,579 
75 1317850 
& 157,094 
BE gt EE 


38,134 
1,866,417 
197,702 
441,519 
213,4144 
75,435 
237,787 
221,759 
135,880 
105,6484 
125,876 
139,913 
56,2743 
50,808 
44,3163 
32,526 
64,5893 
23,550 
86,913 
33,5424 
67,897 
188,233 


Davon 
iſt abzurechnen 
der Nachlaß an den 
Militair⸗Ausgaben 


für 
Mann. 


2/721 159,1784 
3,031 | 163,674 
1,732 | 101,322 
17347 78,7954 
1,605 | 125,876 
1,784 | 104,364 
717 41/9443 
648 37,908 
565 33,0523 
414 24,219 
823 48,1454 
300 17,550 
1,108 | 64,818 
427 24,9793 


Bleibt 


zu zahlen. 


Thlr. 


19,061,127 
38,134 
1,866,417 
197,702 
441,519 
54,236 
75,435 
74,113 
221,759 
34,558 
26,849 


35,549 
14,330 
12,900 
11,264 
8,307 
16,444 
6,000 
22,095 
8,563 
67,897 
188,233 


1,025,831 |22,483,431 


(Nr. 301.) 
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(Ar. 301). Seine Majeſtät der König von Preußen haben Allergnädigſt geruht, 
am 28. Mai d. J. dem Herrn Juan Antonio Rascon eine Privak⸗ Audienz 
zu ertheilen und aus deſſen Oba ein Schreiben des gegenwärtigen Präſidenten 
der vollziehenden Gewalt in Spanien entgegen zu nehmen, durch welches derſelbe 
als Spaniſcher außerordentliche Geſandter und bevollmächtigter Miniſter beim 
Norddeutſchen Bunde beglaubigt worden iſt. 


Berichtigung von Druckfehlern. 


In dem im 24. Stück des Bundesgeſetzblatts für 1868. sub Nr. 134. 
abgedruckten Geſetz, betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- und 
Wirthſchafts⸗Genoſſenſchaften, vom 4. Juli 1868. iſt 

S. 416. F. 3. sub 5. Z. 1. Datt: „Beitrag“ zu ſetzen: Betrag, und 

S. 431. §. 63. Alinea 2. der Schlußſatz, wie folgt, zu ergänzen: 
„Bei kündbaren Forderungen tritt die Kündigungsfriſt der Ver⸗ 
jährungsfriſt hinzu, ohne daß gekündigt zu ſein braucht.“ 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hoſbuchdruckerei 
(R. v. Decker). BE 


